
den Eltern und Lehrern nicht verbindlich vorschreiben 
•konnten, den straffällig gewordenen Jugendlichen 
körperlich zu züchtigen.2 Hier findet man die Erklärung 
dafür, warum die in § 7 Abs. 1 Ziff. 2 des JGG von 
1923 vorgesehene Erziehungsmaßnahme so wenig an­
gewandt und später abgeschafüt wurde. Sie hat sich 
nicht 'bewähren können, weil sie auf die Anwendung 
rückständiger Erziehungsmethoden in der Familie und 
Schule abzielte.

Es wäre aber falsch, bei der „Überweisung in die 
Zucht der Erziehungsberechtigten oder der Schule“ nur 
die rückschrittlichen Wesenszüge hervorzuheben. Sie 
besaß auch eine positive Seite, die allerdings unter 
kapitalistischen Verhältnissen nicht zur Entfaltung ge­
langen konnte. Der fortschrittliche Kern dieser Er­
ziehungsmaßregel lag in dem Gedanken, die Eltern 
in stärkerem Maße an der Umerziehung des straffällig 
gewordenen Jugendlichen zu beteiligen. Dieses pro­
gressive Gedankengut des JGG von 1923, das von der 
bürgerlichen Rechtslehre verschwiegen und von der 
Praxis nicht erkannt wurde, konnte erst unter den Be­
dingungen der Arbeiter-und-Bauern-Macht in der DDR 
weiterentwickelt werden und seinen Niederschlag in 
der „Familienerziehung unter Übertragung besonderer 
Erziehungspflichten“ des § 12 JGG finden.

II
Ein nicht geringer Teil unserer Jugendgerichte hat 

offenbar den qualitativen Unterschied zwischen diesen 
beiden sich ähnelnden Maßnahmen des JGG von 1923 
und unseres JGG von 1952 noch nicht erkannt und 
betrachtet die Anordnung der Familienerziehung ledig­
lich als einen Verzicht auf die Erteilung anderer, der 
„eigentlichen“ — weil auf den Jugendlichen unmittel­
bar einwirkenden — Erziehungsmaßnahmen. Anders 
läßt sich die immer noch verhältnismäßig seltene An­
wendung des § 12 JGG kaum erklären. Am Leipziger 
Jugendgericht betrug der Anteil der auf Familien­
erziehung lautenden Urteile seit 1953 durchschnittlich
2,9 Prozent. Die nur sporadische Anwendung der 
Familienerziehung wird der Bedeutung dieses Er­
ziehungsmittels nicht gerecht. Beim Lesen mancher 
Entscheidungen kann man sich nicht 'des Eindrucks 
erwehren, das Gericht habe die Möglichkeit der An­
ordnung der Familienerziehung überhaupt nicht in 
Erwägung gezogen, obwohl die Lage des Falles ge­
nügend Anlaß dazu bot. So wurde z. B. in einer Sache 
dem Jugendlichen die Weisung auferlegt, Wohnung bei 
den Eltern zu nehmen und sein Arbeitsverhältnis nur 
mit Zustimmung des Vaters zu lösen.3 Die Eltern waren 
nicht gefragt worden, ob sie die Bürgschaft für eine 
gewissenhafte zukünftige Erziehung übernehmen 
wollen.

Neben den prozessualen Vorschriften über die Be­
teiligung der Eltern und sonstigen Erziehungspflichti­
gen am Jugendstrafverfahren bringt besonders die 
materiellrechtliche Bestimmung des § 12 JGG das demo­
kratische Prinzip der Zusammenarbeit zwischen Eltern 
und staatlichen Organen in der Jugenderziehung zum 
Ausdruck. Solange die Eltern bereit-und in der Lage 
sind, die Probleme der Erziehung und Umerziehung 
des gestrauchelten Jugendlichen zu bewältigen, werden 
sie von unseren Staatsorganen in ihren Bemühungen 
unterstützt. Die gerichtliche Entscheidung, die den 
Verbleib des Jugendlichen in der Erziehung der Eltern 
ausspricht, ist eine besondere Form der staatlichen 
Unterstützung der elterlichen Erziehung. Sie zeichnet 
sich dadurch aus, daß sie die Selbständigkeit und Eigen­
verantwortlichkeit der Eltern bei der Erziehung des 
Jugendlichen in keiner Hinsicht beschränkt, sondern 
im Gegenteil stark betont. Deshalb ist die erste Vor­
aussetzung für die Anordnung der Familienerziehung 
die Bereitschaft der Eltern, sich freiwillig für eine ge­
wissenhafte zukünftige Erziehung und Beaufsichtigung 
des Jugendlichen zu verbürgen.

2 Francke a. a. O. Er schreibt: „Die Anwendung bestimmter 
Maßnahmen, etwa einer körperlichen Züchtigung, kann dem 
Erziehungsberechtigten auf Grund des § 7 Nr. 2 vom Gericht 
nicht vorgeschrieben werden.“ In diesem Zusammenhang weist 
er auf § 1631 Abs. 2 BGB hin, der weiterhin über § 7 Nr. 2 
JGG hinaus allein „angemessene Zuchtmittel“ zuläßt.

3 Urteil des Leipziger Jugendgerichts vom 6. März 1956 —
3 Ds 53/56 jug.

Neben der Bereitschaft der Eltern muß auch ihre 
Fähigkeit zur Verbesserung der häuslichen Erziehung 
gegeben sein. Während fast alle Eltern straffällig ge­
wordener Jugendlicher zur Übernahme besonderer Er­
ziehungspflichten bereit sind, ist nur bei einem be­
stimmten Teil von ihnen die Gewähr dafür gegeben, 
daß sie diese Pflichten tatsächlich erfüllen können. Ehe 
die Eltern danach befragt werden, ob sie bereit sind, 
sich für eine gewissenhafte zukünftige Erziehung und 
Beaufsichtigung zu verpflichten, muß das Gericht genau 
geprüft haben, ob sie nach ihrer Persönlichkeit und 
ihren Lebensverhältnissen geeignet sind, den Jugend­
lichen zu einem tüchtigen und verantwortungsbewuß­
ten Menschen zu erziehen. Muß diese Eignung aus 
einem der beiden im Gesetz genannten Gründe ver­
neint werden, so erübrigt sich die Befragung nach der 
Bereitschaft zur Übernahme besonderer Erziehungs­
pflichten. Es empfiehlt sich m. E. nicht, die Eltern 
bereits im Ermittlungsverfahren danach zu fragen, ob 
sie bereit sind, sich für eine sorgfältige Erziehung des 
Jugendlichen zu verbürgen.4 Weder die Untersuchungs­
organe noch die Jugendgerichtshilfe können in diesem 
Stadium des Verfahrens abschließend beurteilen, 
welche Erziehungsmaßnahmen oder Strafen im Er­
gebnis der Hauptverhandlung ausgesprochen werden 
müssen. Die Volkspolizei kennt nach Abschluß der Er­
mittlungen in der Regel zu wenig die Persönlichkeit 
und die häuslithen Verhältnisse der Eltern; die Jugend­
gerichtshilfe kennt meistens zu wenig die Besonder­
heiten der Tatbegehung. Würden die Eltern von diesen 
beiden staatlichen Organen nach ihrer Bereitwilligkeit 
zur Übernahme besonderer Erziehungspflichten i. S. des 
§ 12 JGG befragt, so könnte -es relativ häufig ge­
schehen, daß die Eltern fest mit der Anordnung von 
Familienerziehung rechnen und enttäuscht oder sogar 
empört sind, wenn das Gericht bei Berücksichtigung 
aller Umstände des Falles auf eine andere Erziehungs­
maßnahme oder auf Freiheitsentziehung erkennt.

III
Zunächst müssen die Eltern nach ihrer Persönlich­

keit geeignet sein, den Jugendlichen zu einem verant­
wortungsbewußten Bürger unseres sozialistischen 
Staates zu erziehen. Das wichtigste Kriterium für die 
Prüfung dieser Voraussetzung der Familienerziehung 
nach § 12 JGG ist die bisher geleistete Erziehungs­
arbeit. Der Anteil der Fälle, in denen die Ursachen der 
Verfehlung nicht wenigstens zum Teil in der mangel­
haften häuslichen Erziehung zu suchen sind, ist verhält­
nismäßig gering. In der überwiegenden Mehrzahl aller 
Jugendstrafverfahren muß das Abgleiten des Jugend­
lichen auf Mängel in der bisherigen Familienerziehung 
zurückgeführt werden. Aber nicht alle Eltern, die in der 
Vergangenheit Erziehungsfehler begangen haben, kann 
man als unfähig bezeichnen, den gestrauchelten 
Jugendlichen zukünftig richtig zu erziehen. Die Jugend­
gerichte müssen berücksichtigen, welcher Art die Er­
ziehungsfehler waren, wie es zu ihnen gekommen ist 
und welche Mühe sich die Eltern inzwischen gegeben 
haben, diese Fehler zu beseitigen.

Es wäre falsch, den Anwendungsbereich des § 12 
JGG nur. auf die Fälle zu beschränken, in denen an der 
bisherigen Erziehung überhaupt nichts auszusetzen ist. 
Die gerichtliche Anordnung der Familienerziehung soll 
auch den Eltern, die in der Erziehung falsche Wege 
beschritten haben, helfen, ihre Fehler zu überwinden. 
Dies wird in der Praxis noch ungenügend beachtet, weil 
die positive Wirkung der Anordnung der Familien­
erziehung offensichtlich unterschätzt wird. Hierzu ein 
interessantes Beispiel aus der Rechtsprechung des Leip­
ziger Jugendgerichts: Der in einer volkseigenen Gast­
stätte beschäftigte 16jährige Lehrling K. entwendete 
in angetrunkenem Zustand gemeinsam mit einem an­
deren Lehrling 5 Flaschen Wein, die sogleich aus­
getrunken wurden. Der Staatsanwalt stellte das wegen 
dieser Handlung eingeleitete Strafverfahren nach form­
loser Ermahnung ein. Vierzehn Tage später wurde K. 
von einem anderen Bekannten verleitet, über ein 
Gerüst iri das Bad einer fremden Wohnung einzu­
steigen. Sie entwendeten Sachen im Werte von 25,— DM 
und brachten sie in das Pfandhaus. Der Vater von K.

4 anderer Ansicht H. Schulz, Die Anordnung der Familien­
erziehung gern. § 12 JGG, NJ 1956 S. 635.
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